
 Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at Seite 1 von 5 

Gesamte Rechtsvorschr ift f ür Kontenregister- und Konteneinschaugesetz , Fassung vom 
26.10.2016 

Langtitel 
Bundesgesetz über die Einrichtung eines Kontenregisters und die Konteneinschau (Kontenregister- und 
Konteneinschaugesetz  KontRegG) 
StF: BGBl. I Nr. 116/2015 (NR: GP XXV RV 685 AB 749 S. 83. BR: 9401 AB 9413 S. 844.) 
[CELEX-Nr.: 32014L0107] 
 

Änderung 
BGBl. I Nr. 77/2016 (NR: GP XXV RV 1190 AB 1243 S. 136. BR: 9613 AB 9621 S. 856.) 
[CELEX-Nr.: 32010L0064, 32012L0013, 32013L0048, 32014L0086, 32015L2060, 32015L2376, 
32016L0881] 

Präambel/Promulgationsklausel 
Inhaltsverzeichnis 

 
 1. Teil  Kontenregister 
§ 1. Einrichtung des Kontenregisters 
§ 2. Inhalt des Kontenregisters 
§ 3. Übermittlungen der Kreditinstitute 
 2. Teil  Einsicht in das Kontenregister 
§ 4. Auskünfte aus dem Kontenregister 
§ 5. Führung des Kontenregisters 
§ 6. Verordnungsermächtigung 
§ 7. Strafbestimmungen 
 3. Teil  Konteneinschau und Rechtsschutz 
§ 8. Auskunftsverlangen an Kreditinstitute 
§ 9. Besonderer Rechtsschutz 
 4. Teil  Rechtsschutzbeauftragter 
§ 10. Pflichten der Abgabenbehörde gegenüber dem Rechtsschutzbeauftragten 
§ 11. Pflichten des Rechtsschutzbeauftragten 
 5. Teil  Schlussbestimmungen 
§ 12. Verweis auf andere Rechtsvorschriften 
§ 13. Personenbezogene Bezeichnungen 
§ 14. Vollziehung 
 

Text 

1. Teil  
Kontenregister 

Einr ichtung des Kontenregisters 

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat über die Konten im Einlagengeschäft (§ 1 Abs. 1 Z 1 
des Bankwesengesetzes  BWG, BGBl. Nr. 532/1993), im Girogeschäft (§ 1 Abs. 1 Z 2 BWG) und im 
Bauspargeschäft (§ 1 Abs. 1 Z 12 BWG) sowie über die Depots im Depotgeschäft (§ 1 Abs. 1 Z 5 BWG) 
der Kreditinstitute für das gesamte Bundesgebiet ein Register (Kontenregister) zu führen. 

(2) Kreditinstitute im Sinne dieses Bundesgesetzes sind: 
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 1. Kreditinstitute gemäß § 1 Abs. 1 BWG ausgenommen Betriebliche Vorsorgekassen gemäß 
Betriebli ches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz  BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, 

 2. Zweigstellen von CRR-Kreditinstituten gemäß § 9 BWG, von CRR-Finanzinstituten gemäß § 11 
BWG oder von Tochterunternehmen von CRR-Finanzinstituten gemäß § 13 BWG, die berechtigt 
sind, im Inland Tätigkeiten gemäß den Nr. 1 oder 12 des Anhangs I der Richtli nie 2013/36/EU, 
über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten 
und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtli nie 2002/87/EG und zur Aufhebung der 
Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG, ABl. Nr. L 176 vom 27.06.2013 S. 338, zuletzt 
geändert durch die Richtlinie 2014/59/EU, ABl. Nr. L 173 vom 12.06.2014 S. 190, zu erbringen 
sowie 

 3. Zweigstellen von Wertpapierfirmen gemäß § 12 des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2007  WAG, 
BGBl. I Nr. 60/2007, die berechtigt sind, im Inland Nebendienstleistungen gemäß Nr. 1 des 
Abschnitts B des Anhangs I der Richtli nie 2004/39/EG, über Märkte für Finanzinstrumente, zur 
Änderung der Richtli nien 85/611/EWG und 93/6/EWG und der Richtlinie 2000/12/EG und zur 
Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG, ABl. Nr. L 145 vom 30.04.2004 S. 1, zuletzt geändert 
durch die Richtli nie 2010/78/EU, ABl. Nr. L 331 vom 15.12.2010 S. 120, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 54 vom 22.02.2014 S. 23, zu erbringen. 

Inhalt des Kontenregisters 

§ 2. (1) In das Kontenregister sind folgende Daten betreffend die in § 1 Abs. 1 angeführten Konten 
und Depots aufzunehmen: 
 1. bei natürli chen Personen als Kunden das bereichsspezifische Personenkennzeichen für Steuern 

und Abgaben (bPK SA); sofern das bPK SA über das Stammzahlenregister nicht ermittelt 
werden konnte, sind Vorname, Zuname, Geburtsdatum, Adresse und Ansässigkeitsstaat 
aufzunehmen; 

 2. bei Rechtsträgern als Kunden die Stammzahl des Unternehmens gemäß § 6 Abs. 3 des 
E-Government-Gesetzes  E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004, oder ein Ordnungsbegriff, mit dem 
diese Stammzahl ermittelt werden kann; sofern die Stammzahl bzw. der Ordnungsbegriff über 
das Unternehmensregister nicht ermittelt werden konnte, sind Name, Adresse und 
Ansässigkeitsstaat aufzunehmen; 

 3. all fälli ge gegenüber dem Kreditinstitut hinsichtlich des Kontos oder des Depots 
vertretungsbefugte Personen, Treugeber und wirtschaftliche Eigentümer, wobei Z 1 und Z 2 
sinngemäß anzuwenden sind; 

 4. die Kontonummer bzw. Depotnummer, 
 5. der Tag der Eröffnung und der Auflösung des Kontos bzw. des Depots, 
 6. die Bezeichnung des konto- bzw. depotführenden Kreditinstitutes. 

(2) Bei Sparurkunden im Sinne des § 31 Abs. 3 BWG ist der identifizierte Kunde als Kontoinhaber 
zu melden. Sparkonten gemäß § 40 Abs. 7 BWG und Depots gemäß § 40 Abs. 5 BWG sind dann zu 
melden, wenn eine Identitätsfeststellung des Kunden im Sinn des § 40 erfolgt ist. 

(3) Für Zwecke der Abgabenerhebung und im Zusammenhang mit dem Abgleich der 
Grunddatenverwaltung der Finanzverwaltung mit den im Kontenregister gespeicherten Daten sind die 
Abgabenbehörden berechtigt, auf automationsgestütztem Weg in das automationsgestützt geführte 
Ergänzungsregister für sonstige Betroffene (§ 6 Abs. 4 E-GovG) Einsicht zu nehmen. 

(4) Sofern bei natürli chen Personen das bPK SA übermittelt wurde, dürfen im Kontenregister auch 
folgende Daten gespeichert werden, und zwar Vorname, Zuname, Geburtsdatum, Geschlecht, Adresse 
und Ansässigkeitsstaat. 

(5) Sofern bei Rechtsträgern die Stammzahl des Unternehmens oder ein Ordnungsbegriff, mit dem 
diese Stammzahl ermittelt werden kann, übermittelt wurde, dürfen im Kontenregister auch folgende 
Daten gespeichert werden, und zwar Name, Adresse, Ansässigkeitsstaat sowie Ordnungsbegriffe für die 
Entität: Kennziffer des Unternehmensregisters (KUR), Firmenbuchnummer, Vereinsregisterzahl, 
Ordnungsnummer im Ergänzungsregister für sonstige Betroffene, Global Location Number (GLN). 

(6) Anlässlich der Abfrage einer natürlichen Person oder eines Rechtsträgers im Kontenregister 
durch eine Abgabenbehörde darf auch die Abgabenkontonummer dieser Person oder dieses Rechtsträgers 
verarbeitet werden. 

(7) Zu den konto- oder depotführenden Kreditinstituten dürfen auch der Bank Identifyer Code (BIC) 
sowie die International Bank Account Number (IBAN) gespeichert werden. 
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(8) Bei vertretungsbefugten Personen darf auch die Art der Vertretungsbefugnis gespeichert werden. 
Dabei handelt es sich um folgende Kategorien: vertretungsbefugt, zeichnungsberechtigt, Masseverwalter, 
Sachwalter, Eltern für minderjährige Kinder. 

(9) Zu den Konten und Depots dürfen die Ordnungsbegriffe des Kreditinstituts gespeichert werden 
(Ordnungsnummer und die Art der Ordnungsnummer). 

Übermitt lungen der Kreditinstitute 

§ 3. (1) Die Kreditinstitute haben die nach § 2 erforderlichen Daten laufend dem Kontenregister 
elektronisch zu übermitteln. Anstatt der in § 2 Abs. 1 Z 1 angeführten bPK SA ist diese als 
verschlüsseltes bereichsspezifisches Personenkennzeichen für Steuern und Abgaben (vbPK SA) von den 
Kreditinstituten zu übermitteln. Die Übermittlungspflicht der Kreditinstitute beginnt mit der durch 
Verordnung festgelegten Inbetriebnahme des Kontenregisters. Die erstmalige Übermittlung hat die Daten 
(§ 2) mit Stand zum 1. März 2015 sowie die bis zum Datum der Inbetriebnahme erfolgten Eröffnungen 
und Auflösungen zu umfassen. Für die am 1. März 2015 aufrechten Konten und Depots gilt  dieser Tag als 
Tag der Eröffnung (§ 2 Abs. 1 Z 5). 

(2) Zum Zweck der Datenübermittlung an das Kontenregister sind die Kreditinstitute berechtigt, wie 
Auftraggeber des öffentli chen Bereichs gemäß § 10 Abs. 2 E-GovG die Ausstattung ihrer 
Datenanwendungen mit verschlüsselten bereichsspezifischen Personenkennzeichen für Steuern und 
Abgaben von der Stammzahlenregisterbehörde zu verlangen. Sofern es sich um Daten gemäß § 2 Abs. 1 
Z 2 handelt, sind die Kreditinstitute berechtigt, diese Daten über das Unternehmensregister zu ermitteln. 
In diesem Zusammenhang anfallende Kosten inklusive jener der Stammzahlenregisterbehörde und der 
Bundesanstalt Statistik Österreich sind vom Kreditinstitut zu tragen. 

2. Teil  
Einsicht in das Kontenregister 

Auskünfte aus dem Kontenregister 

§ 4. (1) Auskünfte aus dem Kontenregister sind im Wege elektronischer Einsicht zu erteilen: 
 1. für strafrechtliche Zwecke den Staatsanwaltschaften und den Strafgerichten, 
 2. für finanzstrafrechtliche Zwecke überdies den Finanzstrafbehörden und dem 

Bundesfinanzgericht, 
 3. wenn es im Interesse der Abgabenerhebung zweckmäßig und angemessen ist, für 

abgabenrechtliche Zwecke den Abgabenbehörden des Bundes und dem Bundesfinanzgericht. 

(2) Suchbegriffe dürfen nur konkrete Personen oder Konten sein. 

(3) Jede Abfrage und Übermittlung personenbezogener Daten aus dem Kontenregister ist so zu 
protokolli eren, dass eine Zuordnung der Abfrage oder Übermittlung zu einem bestimmten Organwalter 
möglich ist. Die Protokollaufzeichnungen sind zehn Jahre aufzubewahren und dann zu löschen. 

(4) Betroffene Personen und Unternehmer haben das Recht auf Auskunft, welche sie betreffende 
Daten in das Kontenregister aufgenommen wurden. Die Abfrage kann über FinanzOnline erfolgen. 

(5) Im Verfahren zur Veranlagung der Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer und der 
Umsatzsteuer sind Auskünfte aus dem Kontenregister nicht zulässig, außer wenn die Abgabenbehörde 
Bedenken gegen die Richtigkeit der Abgabenerklärung hat, ein Ermittlungsverfahren gemäß § 161 Abs. 2 
BAO einleitet und der Abgabepflichtige vorher Gelegenheit zur Stellungnahme hatte. Die Würdigung der 
Stellungnahme ist aktenkundig zu machen. 

(6) Über eine durchgeführte Kontenregistereinsicht der Abgabenbehörde ist der Abgabepflichtige 
über FinanzOnli ne zu informieren. 

(7) (Verfassungsbestimmung) Abs. 1 kann vom Nationalrat nur in Anwesenheit von mindestens der 
Hälfte der Abgeordneten und mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen abgeändert 
werden. 

Führung des Kontenregisters 

§ 5. (1) Das Kontenregister ist automationsunterstützt zu führen. Die erfassten Daten sind zehn Jahre 
ab Ablauf des Jahres der Auflösung des Kontos bzw. Depots aufzubewahren. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen ist datenschutzrechtli cher Auftraggeber im Sinne des § 4 Z 4 
des Datenschutzgesetzes 2000  DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, für das Kontenregister. Er hat dessen 
Einrichtung und Betrieb zu gewährleisten. 
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(3) Die Bundesrechenzentrum Gesellschaft mit beschränkter Haftung (BRZ GmbH) ist für das 
Kontenregister gesetzliche Dienstleisterin im Sinne der § 4 Z 5 und § 10 Abs. 2 DSG 2000. 

Verordnungsermächtigung 

§ 6. Der Bundesminister für Finanzen hat mit Verordnung das Verfahren der Übermittlung (§ 3) und 
der Auskunftserteilung (§§ 4 und 8) im Wege von FinanzOnline einschließlich der elektronischen 
Protokolli erung der Abfragen durch die berechtigten Behörden in organisatorischer und technischer 
Hinsicht näher zu regeln. 

Straf bestimmungen 

§ 7. (1) Wer die Übermittlungspfli cht des § 3 vorsätzlich verletzt, macht sich eines Finanzvergehens 
schuldig und ist mit einer Geldstrafe bis zu 200 000 Euro zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat nach Abs. 1 grob fahrlässig begeht, ist mit einer Geldstrafe bis zu 100 000 Euro zu 
bestrafen. 

(3) Die Finanzvergehen nach Abs. 1 und Abs. 2 hat das Gericht niemals zu ahnden. 

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 77/2016) 

3. Teil  
Konteneinschau und Rechtsschutz 
Auskunftsverlangen an Kreditinstitute 

§ 8. (1) Die Abgabenbehörde ist berechtigt, in einem Ermittlungsverfahren nach Maßgabe des § 165 
der Bundesabgabenordnung  BAO, BGBl. Nr. 194/1961, über Tatsachen einer Geschäftsverbindung, 
von Kreditinstituten Auskunft zu verlangen, wenn 
 1. begründete Zweifel an der Richtigkeit der Angaben des Abgabepflichtigen bestehen, 
 2. zu erwarten ist, dass die Auskunft geeignet ist, die Zweifel aufzuklären und 
 3. zu erwarten ist, dass der mit der Auskunftserteilung verbundene Eingriff in die schutzwürdigen 

Geheimhaltungsinteressen des Kunden des Kreditinstitutes nicht außer Verhältnis zu dem Zweck 
der Ermittlungsmaßnahme steht. 

(2) Auskunftsverlangen bedürfen der Schriftform und sind vom Leiter der Abgabenbehörde zu 
unterfertigen. Auskunftsersuchen und ihre Begründung sind im Abgabenakt zu dokumentieren. 

(3) Im Verfahren zur Veranlagung der Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer und der 
Umsatzsteuer sind Auskunftsverlangen (Abs. 1) nicht zulässig, außer wenn  nach Ausräumung von 
Zweifeln durch einen Ergänzungsauftrag nach § 161 Abs. 1 BAO  die Abgabenbehörde Bedenken gegen 
die Richtigkeit der Abgabenerklärung hat, ein Ermittlungsverfahren gemäß § 161 Abs. 2 BAO einleitet 
und der Abgabepflichtige vorher Gelegenheit zur Stellungnahme hatte. Die Würdigung der 
Stellungnahme ist aktenkundig zu machen. § 8 Abs. 1 gilt  sinngemäß. 

(4) Wenn der Abgabepflichtige nicht Inhaber des Kontos, sondern vertretungsbefugt, Treugeber oder 
wirtschaftlicher Eigentümer ist, darf ein schriftli ches Auskunftsverlangen erst dann gestellt  werden, wenn 
der Inhaber des Kontos vorher Gelegenheit zur Stellungnahme hatte. Die Würdigung der Stellungnahme 
ist aktenkundig zu machen. § 8 Abs. 1 gilt  sinngemäß. 

Besonderer Rechtsschutz 

§ 9. (1) (Verfassungsbestimmung) Das Bundesfinanzgericht entscheidet durch Einzelrichter mit 
Beschluss über die Bewilli gung einer Konteneinschau. 

(2) Auskunftsverlangen (§ 8) bedürfen der Bewilli gung durch das Bundesfinanzgericht. Dazu hat die 
Abgabenbehörde folgende Unterlagen elektronisch vorzulegen: 
 1. die Niederschrift über Anhörung des Abgabepflichtigen oder den diesbezüglichen Schriftverkehr, 

wenn es aus Gründen, die beim Abgabepflichtigen liegen, nicht zu einer Anhörung gekommen 
ist; in den Fällen des § 8 Abs. 3 auch die Würdigung der Stellungnahme der Person, die nicht 
Partei des Abgabenverfahrens ist, 

 2. das vom Leiter der Abgabenbehörde unterfertigte Auskunftsverlangen, und 
 3. die Begründung. 

(3) Das Bundesfinanzgericht prüft auf Basis des vorgelegten Auskunftsverlangens das Vorliegen der 
Voraussetzungen für eine Konteneinschau nach diesem Gesetz. Die Entscheidung ist tunlichst binnen 
3 Tagen zu treffen. 
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(4) (Verfassungsbestimmung) Gegen den Beschluss des Bundesfinanzgerichts nach Abs. 1 kann 
ein Rekurs eingelegt werden, über den das Bundesfinanzgericht durch einen Senat entscheidet. § 288 
BAO ist sinngemäß anzuwenden. 

(5) Entscheidet das Bundesfinanzgericht nach Abs. 4 dass die Konteneinschau zu Unrecht bewilli gt 
wurde, dann gilt  bezügli ch der bei dieser Konteneinschau gewonnenen Beweise ein Verwertungsverbot in 
dem Abgabenverfahren, in dem das Auskunftsverlangen gestellt  wurde. 

4. Teil  
Rechtsschutzbeauftragter 

Pfli chten der Abgabenbehörde gegenüber dem Rechtsschutzbeauftragten 

§ 10. (1) Zur Wahrnehmung des besonderen Rechtsschutzes im Abgabenverfahren im 
Zusammenhang mit Auskünften aus dem Kontenregister (§ 4 Abs. 1 Z 3) hat die Abgabenbehörde 
gegenüber dem gemäß § 74a FinStrG bestellten Rechtsschutzbeauftragten bei der Wahrnehmung seiner 
Aufgaben folgende Pflichten: 
 1. jederzeit Einblick in alle erforderlichen Unterlagen und Aufzeichnungen zu gewähren, 
 2. ihm auf Verlangen Abschriften (Ablichtungen) einzelner Aktenstücke unentgeltli ch auszufolgen 
 3. ihm die Protokollaufzeichnungen der Kontenregisterabfragen (§ 4 Abs. 3) zugänglich zu machen 

und 
 4. alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Die Abgabenbehörde kann sich gegenüber dem Rechtsschutzbeauftragten weder auf die 
Amtsverschwiegenheit (Art. 20 Abs. 3 B-VG) noch auf die abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht 
(§ 48a BAO) berufen. 

Pflichten des Rechtsschutzbeauftragten 

§ 11. Der gemäß § 74a FinStrG bestellte Rechtsschutzbeauftragte hat folgende Pflichten: 
 1. Dem Rechtsschutzbeauftragten obliegt die Prüfung der Protokollaufzeichnungen der 

Kontenregisterabfragen (§ 4 Abs. 3). 
 2. Der Rechtsschutzbeauftragte hat dem Bundesminister für Finanzen jährlich bis spätestens 

31. März des Folgejahres einen Bericht über seine Tätigkeit und Wahrnehmungen im Rahmen 
seiner Aufgabenerfüllung nach diesem Gesetz zu übermitteln. 

5. Teil  
Schlussbestimmungen 

Verweis auf andere Rechtsvorschr iften 

§ 12. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, 
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

Personenbezogene Bezeichnungen 

§ 13. Soweit sich die in diesem Bundesgesetz verwendeten Bezeichnungen auf natürliche Personen 
beziehen, gilt  die gewählte Form für beide Geschlechter. 

Vollziehung 

§ 14. Mit  der Voll ziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen betraut. 


